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Zur Frage, ob eine ein Hawala-System betreibende O rga
nisation als eine kriminelle Vereinigung im Sinne des 
§129 Abs. 2 StGB angesehen werden kann; zur Übermitt
lung von G eldbeträgen im Rahmen eines Hawala-Sys- 
tems als Finanztransfergeschäft nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 6 ZAG

Zur Strafbarkeit des „Cum-/Ex"-Leerverkaufsmodells 
auch als gewerbsmäßiger Bandenbetrug

Zum Anspruch der Aktionäre auf eine Differenzzahlung 
bzw. Schadensersatz w egen eines unterlassenen Pflicht
angebots sowie den Voraussetzungen einer Stimmrechts
zurechnung

Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen strafrechtliche 
Verurteilung wegen Subventionsbetrugs und Insolvenz
verschleppung

Unzulässigkeit eines Antrags auf Restschuldbefreiung, 
wenn der Insolvenzverwalter das Vermögen des Schuld
ners aus selbständiger Tätigkeit freigibt, darüber ein ge
sondertes Insolvenzverfahren eröffnet wird und über den 
im Ausgangsverfahren gestellten Restschuldbefreiungs
antrag nicht entschieden ist (Fortführung BGH, Beschluss 
vom 18. Dezember 2014 = WM 2015, 483); Unzulässigkeit 
eines Antrags auf Kostenstundung, wenn der Schuldner 
in dem Insolvenzverfahren keine Restschuldbefreiung er
langen kann (Festhaltung BGH, Beschluss vom 4. Mai 
2017 = WM 2017, 1218)

Erklärung des Verkäufers in einem Grundstückskaufver
trag, ihm seien keine unsichtbaren Mängel bekannt, kein 
Anlass für eine Abweichung von dem Grundsatz, dass 
den Käufer die Darlegungs- und Beweislast für die unter
bliebene Aufklärung über offenbarungspflichtige Um
stände trifft

Zur Abgrenzung zwischen einem Grundstücksnieß
brauch und einer Benutzungsdienstbarkeit; keine selb
ständige Belastung eines Sondernutzungsrechts mit einer 
Dienstbarkeit; als Ausübungsbereich einer G runddienst
barkeit eine im Gemeinschaftseigentum stehende Fläche 
möglich, an der ein dem belasteten Sondereigentum zu
geordnetes Sondernutzungsrecht besteht
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Bücherschau
Ulrich Loewenheim

Zur vollständigen Einreichung der „Urkunde über das zu 1767 
genehm igende Rechtsgeschäft" im Sinne von § 6 Abs. 1 
Satz 1 GrdstVG beim A ntrag auf G enehm igung eines 
W iederkaufs

Zum Umfang der Kostenhaftung des Beteiligten, der nach 1770 
§ 30 Abs. 3 GNotKG in einer notariellen U rkunde die 
Kosten des Beurkundungsverfahrens, die im Zusam m en
hang mit dem B eurkundungsverfahren anfallenden Kos
ten des Vollzugs und der B etreuungstätigkeiten oder 
sämtliche genannten  Kosten übernom m en hat

Zur N otwendigkeit, eine für ein dingliches Recht an 1773 
einem G rundstück vorgesehene Bedingung oder Befris
tung (hier die Beschränkung einer Reallast auf die Le
benszeit des Berechtigten) in das G rundbuch selbst auf
zunehm en; in der Eintragungsbew illigung des G rund
stückseigentüm ers in der Regel kein Nachweis i.S.d. § 29 
Abs. 1 GBO zu sehen, dass es zu einer entsprechenden 
Einigung zwischen dem  Eigentüm er und dem Berechtig
ten i.S.d. § 873 Abs. 1 BGB gekom m en ist

H andbuch des Urheberrechts, 3. Aufl. 1776


